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Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

im Namen des Ausschusses für Haushaltskontrolle (CONT) übersende ich Ihnen hiermit den 
Beitrag des Ausschusses für Haushaltskontrolle zur Datei „Vorschläge des Europäischen 
Parlaments zur Änderung der Verträge 2022/2051(INL)“.

Die derzeitigen Vertragsbestimmungen über die Entlastung sind veraltet und müssten 
dringend überarbeitet werden. Insbesondere die Vertragsbestimmung, wonach das 
Europäische Parlament der Kommission Entlastung erteilt (Art. 319 AEUV), spiegelt nicht 
die feststehende Tatsache wider, dass das Parlament allen anderen Institutionen, die nach der 
Haushaltsordnung ebenfalls für ihre eigenen Verwaltungshaushalte verantwortlich sind, 
Entlastung auf individueller Grundlage erteilt.

Heute haben fast alle anderen Institutionen diesen wichtigen Grundsatz akzeptiert, aber der 
Rat hält immer noch an einer sehr engen Auslegung des Vertrags fest und weigert sich seit 
vielen Jahren, beim Entlastungsverfahren mit dem Parlament zusammenzuarbeiten. Dies ist 
der Grund, warum das Parlament dem Europäischen Rat und dem Rat seit mehr als zehn 
Jahren die Erteilung der Entlastung verweigert.
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Eine diesbezügliche Klärung und Modernisierung des Vertrags würde den langjährigen Streit 
mit dem Rat ein für alle Mal beenden. Ich füge eine konkrete Formulierung bei, die wir 
gemeinsam mit unserem Juristischen Dienst erarbeitet haben. Mit der Hinzufügung zum 
bestehenden Text soll klargestellt werden, dass das Parlament allen anderen Organen, 
Einrichtungen und sonstigen Stellen in geeigneter Weise und im Einklang mit der 
Haushaltsordnung Entlastung erteilt. Damit soll auch sichergestellt werden, dass der Text 
zukunftsfähig ist und jeder möglicherweise eintretenden institutionellen Entwicklung 
Rechnung tragen kann. Ich möchte Sie bitten, diesen Text bei der Ausformulierung der 
„Vorschläge des Europäischen Parlaments zur Änderung der Verträge“ zu berücksichtigen.

Mit freundlichen Grüßen,

Monika Hohlmeier

Anl.: Konkreter Vorschlag des Ausschusses für Haushaltskontrolle (CONT) zur Änderung 
von Artikel 319 AEUV



AL\1271641DE.docx 3/3 PE742.305v01-00

DE

Konkreter Vorschlag des Ausschusses für Haushaltskontrolle (CONT)

zur Änderung von Artikel 319 AEUV

Artikel 319

(ex-Artikel 276 EGV)

1. Auf Empfehlung des Rates erteilt das Europäische Parlament der Kommission Entlastung 
zur Ausführung des Haushaltsplans. Soweit erforderlich, erteilt es im Einklang mit den in 
Artikel 322 festzulegenden Bedingungen auch anderen Organen, Einrichtungen und sonstigen 
Stellen Entlastung zur Ausführung ihrer Einzelpläne bzw. ihrer Haushaltspläne. Zu diesem 
Zweck prüft es nach dem Rat die Rechnung, die Übersicht und den Evaluierungsbericht nach 
Artikel 318 sowie den Jahresbericht des Rechnungshofs zusammen mit den Antworten der 
kontrollierten Organe auf dessen Bemerkungen, die in Artikel 287 Absatz 1 Unterabsatz 2 
genannte Zuverlässigkeitserklärung und die einschlägigen Sonderberichte des Rechnungshofs.

2. Das Europäische Parlament kann vor der Entlastung der Kommission sowie auch zu 
anderen Zwecken im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer Haushaltsbefugnisse die 
Kommission auffordern, Auskunft über die Vornahme der Ausgaben oder die Arbeitsweise 
der Finanzkontrollsysteme zu erteilen. Die Kommission legt dem Europäischen Parlament auf 
dessen Ersuchen alle notwendigen Informationen vor.

3. Die Kommission trifft alle zweckdienlichen Maßnahmen, um den Bemerkungen in den 
Entlastungsbeschlüssen und anderen Bemerkungen des Europäischen Parlaments zur 
Vornahme der Ausgaben sowie den Erläuterungen, die den Entlastungsempfehlungen des 
Rates beigefügt sind, nachzukommen.

Auf Ersuchen des Europäischen Parlaments oder des Rates erstattet die Kommission Bericht 
über die Maßnahmen, die aufgrund dieser Bemerkungen und Erläuterungen getroffen wurden, 
insbesondere über die Weisungen, die den für die Ausführung des Haushaltsplans zuständigen 
Dienststellen erteilt worden sind. Diese Berichte sind auch dem Rechnungshof zuzuleiten.


